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Präambel 

§ 1 Geltungsbereich und Rechtsgrundlagen 

(1) 1Diese Ordnung regelt das Verfahren zur Besetzung von Professuren. 

(2) 1Grundlage dieser Ordnung sind die einschlägigen Bestimmungen des Nds. Hochschulgesetzes, insbesondere 
die §§ 3 Absatz 3, 16, 25, 26, 28, 42 Absätze 2 und 4 NHG. 2Ferner finden die Vorschriften der Grundord-
nung und der Allgemeinen Geschäftsordnung der Universität Osnabrück Anwendung. 3Außerdem sind die 
Bestimmungen des Schwerbehindertenrechts sowie die rechtlichen Regelungen zur Frauenförderung zu be-
achten. 

(3) 1Berufungsunterlagen sind vertraulich zu behandeln. 2Die Erfordernisse des Persönlichkeitsschutzes und die 
datenschutzrechtlichen Bestimmungen sind einzuhalten. 

Abschnitt I :  Vorbereitung des Besetzungsverfahrens 

§ 2 Funktionsprüfung / Ausschreibungstext 

(1) 1Das Dekanat prüft unter Beteiligung der Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten, ob die Besetzung einer 
freien Stelle dem Entwicklungsplan des Fachbereiches und des Faches entspricht.  

 2Folgende Punkte sind in die Überprüfung einzubeziehen: 

- 3Einhaltung der Präsidiums- bzw. Senatsbeschlüsse zur Entwicklungsplanung und Funktionsprüfung; eine 
Wiederbesetzung kommt nur in Betracht, wenn die Lehrnachfrage, die zu erfüllenden Forschungsaufga-
ben oder andere zwingende Gründe (Hochschulentwicklungsplanung) dies rechtfertigen, 

- Anhörung der betroffenen wissenschaftlichen Einrichtungen des Fachbereichs oder mehrerer Fachberei-
che, 

- Stellenvorbehalte und Besetzungssperren, 

- Schwerbehinderteneignung einer Stelle, 

- Grundsätze der Frauenförderung und Förderung der Frauenforschung, insbesondere nach § 3 Absatz 3 
NHG. 

 4Von der grundsätzlich möglichen Teilzeitbeschäftigung ist auszugehen; eine fehlende Teilzeiteignung ist zu 
begründen. 5In das Überprüfungsverfahren sind, soweit möglich, Kenntnisse über den Anteil der im Fachge-
biet universitäts- und bundesweit vorhandenen qualifizierten Frauen einzubeziehen. 

(2) 1Das Dekanat legt gegenüber dem Präsidium (§ 15 Absatz 2 der Grundordnung) die Gründe für die Wie-
derbesetzung und Beibehaltung bzw. Änderung der Stellenwidmung unter Beifügung eines Profilpapiers, das 
die relevanten inhaltlichen Eckdaten der Professur unter Bezugnahme auf die Entwicklungsplanung des 
Fachbereiches bzw. des Faches und ggf. auf die Zielvereinbarungen festlegt, eingehend dar. 2Sofern eine W 
3-/C 4-Stelle wiederbesetzt werden soll, ist die Notwendigkeit der Bewertung nach der Besoldungsgruppe W 
3 besonders zu begründen (Anlagen 2 und 3).  

(3) 1Der Ausschreibungstext (vgl. § 3 Absatz 2) wird vom Fachbereichsrat im Einvernehmen mit dem Präsidium 
unter Beteiligung der Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten beschlossen und dem Bericht an das Ministe-
rium über die Wiederbesetzung und Bewertung der Stelle beigefügt.  

(4) 1Durch Aufstellung eines Zeitplanes stellt der Fachbereichsrat sicher, dass das Berufungsverfahren zügig 
durchgeführt wird. 
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§ 3 Ausschreibung 

(1) 1Die Professur wird vom Präsidium entsprechend dem vom Fachbereichsrat beschlossenen und vom Ministe-
rium genehmigten Ausschreibungstext öffentlich ausgeschrieben. 2Um die Internationalität der Universität 
Osnabrück zu stärken, soll die Stellenausschreibung auch international erfolgen. 

(2) 1Der Ausschreibungstext  enthält insbesondere folgende Angaben: 

- vorgesehener Zeitpunkt der Stellenbesetzung, 

- den Aufgabenbereich einschließlich der Schwerpunktsetzung, 

- ggf. die Zuordnung zu einer wissenschaftlichen Einrichtung, 

- die Zuordnung zu und die Mitwirkung an Studiengängen, 

- die Einstellungsvoraussetzungen nach § 25 NHG, 

- Erforderliche Hinweise: 
• „Auf die Möglichkeit einer Teilzeitbeschäftigung wird hingewiesen.“ 
• „Die Universität strebt eine Erhöhung des Anteils von Frauen am wissenschaftlichen Personal an. 

Frauen werden deshalb nachdrücklich um ihre Bewerbung gebeten. Sie sollen bei gleichwertiger 
Qualifikation bevorzugt berücksichtigt werden.“ 

• „Schwerbehinderte werden bei gleicher Qualifikation bevorzugt.“ 

- die Bewerbungsfrist (mindestens ein Monat und in der Regel nicht mehr als zwei Monate), 

- als Anschrift, an die die Bewerbungen gerichtet werden müssen: „Dekanin / Dekan des Fachbereichs ...“. 

 
Abschnitt II :  Verfahren in der Berufungskommission 

§ 4 Bildung und Zusammensetzung der Berufungskommission 

(1) 1Der Fachbereichsrat bildet zeitgleich mit der Ausschreibung nach Stellungnahme des Präsidiums eine Beru-
fungskommission, die den Berufungsvorschlag vorbereitet. 2Die Amtszeit der Berufungskommission und 
ihrer Mitglieder endet mit der Annahme des Rufes, mit der Ausschöpfung der von der Berufungskommission 
erarbeiteten Liste oder mit der Beendigung des Berufungsverfahrens aus anderen Gründen.  

(2) 1Die Berufungskommission besteht aus sieben Mitgliedern der Hochschullehrergruppe und je zwei Mitglie-
dern der Mitarbeiter-, Studierenden- und MTV-Gruppe, die gruppenspezifisch von den jeweiligen Mitglie-
dern des Fachbereichsrates gewählt werden. 2Auf Antrag des Fachbereichsrats kann in Ausnahmefällen mit 
Zustimmung des Präsidiums auch eine kleine Kommission gebildet werden. 3Ihr gehören vier Mitglieder der 
Hochschullehrergruppe und je ein Mitglied der Mitarbeiter-, Studierenden- und MTV-Gruppe an. 

(3) 1Die Bildung der Kommission erfolgt unter Berücksichtigung folgender Regeln: 

- 2Das Vorhandensein von Fachkompetenz ist zu gewährleisten; mindestens die Hälfte der stimmberechtig-
ten Mitglieder aus der Hochschullehrergruppe soll einschlägig tätig sein. 

- 3Soweit andere Fachbereiche oder wissenschaftliche Einrichtungen von der Besetzung der Professur 
betroffen sind - insbesondere weil das Fachgebiet dort vertreten ist -, sind diese bei der Zusammensetzung 
der Berufungskommission zu berücksichtigen.  

- 4Als stimmberechtigte Mitglieder der Hochschullehrergruppe sind auch Auswärtige, d. h. Fachvertreterin-
nen oder Fachvertreter anderer Universitäten oder Forschungseinrichtungen, zu berücksichtigen; von die-
ser Bestimmung können mit Zustimmung des Präsidiums Ausnahmen zugelassen werden.  

- 5Eine Vertreterin oder ein Vertreter eines Nachbarfaches oder eine Vertreterin oder ein Vertreter eines 
fremden Faches aus der Hochschule sollen bei der Zusammensetzung der Berufungskommission berück-
sichtigt werden. 
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- 6Das Präsidium kann ein Mitglied der Berufungskommission bestellen, das mit beratender Stimme mit-
wirkt und das über das Berufungsverfahren im Senatsausschuss für Berufungen und Selbstverwaltung und 
ggf. im Senat berichtet. 

- 7Bei Stiftungsprofessuren kann in die Berufungskommission ein von der jeweiligen Stifterin oder dem 
jeweiligen Stifter benanntes Mitglied mit beratender Stimme aufgenommen werden. 

- 8Nichtmitglieder der Universität können bei gleichwertiger Qualifikation Mitglieder der Beru-
fungskommission sein. 9Das sind Angehörige der Universität, Mitglieder und Angehörige anderer Hoch-
schulen sowie Personen, die weder Mitglieder noch Angehörige einer Hochschule sind. 

- 10Die derzeitige Stelleninhaberin oder der derzeitige Stelleninhaber darf der Kommission nicht angehö-
ren. 

(4) 1Der Berufungskommission sollen vier, beim kleinen Besetzungsschlüssel zwei stimmberechtigte Frauen 
angehören. 2Der Berufungskommission sollen zwei Frauen der Hochschullehrergruppe angehören; beim klei-
nen Besetzungsschlüssel soll eine Frau der Hochschullehrergruppe angehören. 3Auf frühzeitigen schriftlichen 
Antrag des Fachbereichs kann das Präsidium von Satz 1 oder Satz 2 im Benehmen mit der Frauen- und 
Gleichstellungsbeauftragten eine Ausnahme zulassen. 

(5) 1Die endgültige Zusammensetzung der Berufungskommission soll vor Ablauf der Bewerbungsfrist und muss 
vor der konstituierenden Sitzung der Berufungskommission erfolgt sein. 

§ 5 Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte 

(1) 1Die Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte der Universität ist beratendes Mitglied der Berufungskommis-
sion mit Antrags- und Rederecht.  

(2) 2Die Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte der Universität hat das Recht auf rechtzeitige und umfassende 
Information, und zwar auch durch Einsichtnahme in die Bewerbungsunterlagen. 2Auf Wunsch sind ihr Ab-
lichtungen aller oder bestimmter Bewerbungsunterlagen zuzuleiten.  

(3) 1Das Stellungnahmerecht der Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten der Universität bezieht sich auf jedes 
mit der Berufung befasste Gremium. 2Es kann in jeder Phase des Berufungsverfahrens in schriftlicher oder 
mündlicher Form ausgeübt werden; eine mündliche Stellungnahme ist zu protokollieren. 

(4) 1Die Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte der Universität kann sich durch die Frauen- und Gleich-
stellungsbeauftragte des das Berufungsverfahren betreibenden Fachbereichs vertreten lassen. 

§ 6 Vorsitz; Ausschlussgründe; Beschlussfassung 

(1) 1Die Berufungskommission wählt aus ihrer Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und ihre oder 
seine Stellvertretung. 2Sie kann Nichtmitgliedern das Rederecht einräumen.   

(2) 1An einer Beratung oder Entscheidung der Kommission darf ein Kommissionsmitglied nicht mitwirken, 
wenn die Beratung oder Entscheidung dem Mitglied selbst, seiner Ehegattin oder seinem Ehegatten, Ver-
wandten bis zum dritten, Verschwägerten bis zum zweiten Grad oder von ihr oder ihm kraft Gesetzes oder 
kraft Vollmacht vertretenen Personen einen besonderen Vorteil oder Nachteil bringen kann. 

(3) 1Die Mitglieder der Berufungskommission, die als Betreuerinnen oder Betreuer bei der Promotion und / oder 
Habilitation einer Bewerberin oder eines Bewerbers, die oder der in die Vorauswahl gemäß § 8 der VO ge-
kommen ist, beteiligt gewesen sind, müssen aus der Berufungskommission ausscheiden; sie werden durch 
Vertreterinnen oder Vertreter ersetzt.  

(4) 1Über Berufungsvorschläge ist geheim abzustimmen. 2Die Vertraulichkeit und die Erfordernisse des 
Persönlichkeitsschutzes sind zu beachten. 3Die Stimmabgabe durch nichtanwesende Mitglieder der Beru-
fungskommission ist nicht statthaft. 4Als anwesend gilt auch ein Mitglied, welches durch technische Verfah-
ren, insbesondere Telefon- oder Videokonferenz, in die Lage versetzt ist, an den Beratungen der Berufungs-
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kommission zeitgleich teilzunehmen. 5Dieses Mitglied kann an der geheimen Abstimmung teilnehmen, in-
dem ein zuvor von ihr oder ihm gegenüber der oder dem Vorsitzenden der Berufungskommission schriftlich 
bevollmächtigtes Mitglied der Universität die Stimme für das abwesende Mitglied abgibt. 

(5) 1Die Berufungskommission trifft ihre Entscheidungen mit der Mehrheit ihrer Mitglieder sowie mit der Mehr-
heit der Mitglieder der Hochschullehrergruppe; die Mitglieder der MTV-Gruppe sind nicht stimmberechtigt. 
2Kommt danach ein Beschluss auch im dritten Abstimmungsgang nicht zustande, so entscheidet der Fachbe-
reichsrat über das weitere Verfahren. 

(6) 1Jedes Mitglied ist berechtigt, einen Minderheitenvorschlag vorzulegen. 2Für die Einreichung eines 
Minderheitenvorschlags gelten die Bestimmungen der Allgemeinen Geschäftsordnung über Minderheiten-
voten. 3Ein Minderheitenvorschlag soll nur Kandidatinnen oder Kandidaten enthalten, die angehört worden 
sind, kann aber in Ausnahmefällen auch Personen, die sich nicht beworben haben oder Bewerberinnen oder 
Bewerber, die nicht angehört worden sind, enthalten. 4Er ist der Berufungsakte beizulegen. 

§ 7 Verfahren nach Eingang der Bewerbungen 

(1) 1Die eingegangenen Bewerbungsunterlagen werden von der Dekanin oder dem Dekan an die Vorsitzende 
oder den Vorsitzenden der Berufungskommission weitergeleitet. 2Der Eingang der Bewerbung ist der Be-
werberin oder dem Bewerber durch die Dekanin oder den Dekan zu bestätigen.  

(2) 1Stellt das Dekanat auf Vorschlag der Berufungskommission fest, dass keine oder zu wenige geeignete 
Bewerbungen vorliegen, beschließt es über die Wiederholung der Ausschreibung und ggf., welche Bewerbe-
rinnen oder Bewerber im Verfahren bleiben. 2Das Dekanat kann einen entsprechenden Vorschlag mit Frist-
setzung von der Berufungskommission anfordern. 

(3) 1Die Dekanin oder der Dekan unterrichtet die Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte über die Bewer-
bungssituation. 2Haben sich nicht genügend Frauen mit der laut Ausschreibung erforderlichen Qualifikation 
beworben, kann auf Wunsch der Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten eine Fristverlängerung um 3 Wo-
chen festgelegt werden mit dem Ziel, qualifizierte Frauen zur Nachbewerbung aufzufordern. 3Hat sich keine 
qualifizierte Frau beworben, kann die Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte die Wiederholung der Aus-
schreibung verlangen. 

§ 8 Vorauswahl 

(1) 1Bei der Festlegung von Kriterien für eine Auswahl ist darauf zu achten, dass 

- die in § 25 NHG eröffneten Alternativen bei den Einstellungsvoraussetzungen ausgeschöpft werden und 

- auch der pädagogischen Eignung eine besondere Bedeutung zukommt. 

(2) 1Die Berufungskommission beschließt über die Vorauswahl unter den Bewerberinnen oder Bewerbern an-
hand der in Absatz 1 genannten Kriterien und erbittet von ihnen Unterlagen zum Nachweis der pädagogi-
schen Eignung gemäß Runderlass des MWK vom 19.11.1993 (Anlage 4.). 2Ggf. wird die Schwerbehinder-
tenvertretung gemäß Runderlass des MWK vom 07.10.1992 beteiligt (Anlage 5).  

(3) 1Bei der Vorauswahl können Hausbewerberinnen oder -bewerber in der Regel nur dann berücksichtigt wer-
den, wenn sie eine Listenplatzierung bei einer anderen Hochschule nachweisen können; Ausnahmen sind 
ausführlich zu begründen. 2Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren der Universität Osnabrück können 
nur dann berücksichtigt werden, wenn sie nach der Promotion die Hochschule gewechselt hatten oder min-
destens zwei Jahre außerhalb der Universität Osnabrück wissenschaftlich tätig waren. 3Wissenschaftliche und 
künstlerische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Universität Osnabrück können nur in begründeten Aus-
nahmefällen und wenn zusätzlich die Voraussetzungen des Satzes 2 vorliegen, berücksichtigt werden. 

(4) 1Auf Wunsch der Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten sind alle Bewerberinnen, die die Grundvor-
aussetzungen erfüllen, einzuladen. 2Im Übrigen ist der Runderlass des MWK vom 05.05.1995 (Anlage 2) zu 
beachten. 
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(5) 1Die in der Vorauswahl berücksichtigten Bewerberinnen oder Bewerber werden von der Berufungskommis-
sion zu einer persönlichen Vorstellung eingeladen. 2Die Zahl der Eingeladenen soll in der Regel nicht über 
sechs liegen. 3Die Eingeladenen haben einen Vortrag und eine Probelehrveranstaltung zu halten und eine 
wissenschaftliche Aussprache zu führen. 3Bei der Bewertung der Probelehrveranstaltungen wird der Meinung 
der Studierenden besondere Beachtung geschenkt. 4Die Berufungskommission sorgt dafür, dass die Öffent-
lichkeit, insbesondere die studentische, an den Vorträgen, Probelehrveranstaltungen und Aussprachen teil-
nehmen kann. 

(6) 1Die Erstattung von Reisekosten sowie die Gewährung von Übernachtungszuschüssen erfolgt nach den reise-
kostenrechtlichen Bestimmungen; diese Bestimmungen werden den Bewerberinnen oder den Bewerbern mit 
der Einladung zur persönlichen Vorstellung mitgeteilt.  

§ 9 Begutachtung 

(1) 1Über die Leistungen in Wissenschaft oder Kunst einschließlich der Lehre sind in bezug auf alle Bewerberin-
nen oder Bewerber, die nach der persönlichen Vorstellung in die engere Wahl genommen wurden, mindes-
tens zwei Gutachten auswärtiger Professorinnen oder Professoren oder anderer sachverständiger Personen 
einzuholen. 2Die Gutachten nehmen in der Regel vergleichend Stellung; Ausnahmen von der Regel sind 
schriftlich zu begründen. 3Von der Möglichkeit, mehr als zwei auswärtige Gutachten einzuholen, ist in ge-
eigneten Fällen Gebrauch zu machen. 4Es muss sich in allen Fällen um Gutachten von auswärtigen Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftlern handeln, die nicht als Prüferinnen oder Prüfer oder als betreuende Per-
sonen in Qualifikationsprozessen der Bewerberin oder des Bewerbers tätig waren. 

(2) 1Die Auswahl der Gutachterinnen oder Gutachter obliegt der Berufungskommission; ein Vorschlagsrecht der 
Bewerberinnen oder Bewerber existiert nicht. 2Bei der Auswahl der Gutachterinnen oder Gutachter sind die 
Grundsätze des wissenschaftlichen Pluralismus zu berücksichtigen. 3Die Willensbildung über die Auswahl 
der Gutachterinnen oder Gutachter ist zu protokollieren. 4Den Gutachterinnen oder Gutachtern sind die Ein-
stellungsvoraussetzungen mitzuteilen. 5Sie sind zu bitten, sich auch dazu zu äußern, ob nach ihrer Ansicht die 
Bewerberin oder der Bewerber diese Einstellungsvoraussetzungen erfüllt. 6Die Gutachterinnen oder Gutach-
ter sind zu bitten, sich auch über etwaige Arbeitsbeziehungen zu den zu Begutachtenden zu äußern. 7Für die 
Begutachtung der pädagogischen Eignung ist der Runderlass des MWK vom 19.11.1993 (s. Anlage 4 ) zu 
beachten. 8Den Gutachterinnen oder Gutachtern sind Unterlagen zur Verfügung zu stellen, aus denen die 
Aufgabenstellung der zu besetzenden Stelle in Forschung und Lehre sowie ihre strukturelle Einbettung in die 
relevanten fachlichen Zusammenhänge hervorgehen. 9Darüber hinaus ist ihnen die Entwicklungsplanung zur 
Verfügung zu stellen. 10Ferner erhalten sie den Erlass sowie eingereichte Unterlagen zum Nachweis der pä-
dagogischen Eignung. 11Die Berufungskommission räumt den Gutachterinnen oder Gutachtern zur Erstattung 
der Gutachten eine Frist von maximal drei Monaten ein. 

(4) 1Im Falle einer Hausberufung müssen die von der Berufungskommission eingeholten Gutachten die 
Bewerberin oder den Bewerber für uneingeschränkt listenfähig halten. 

§ 10 Beschluss über die Vorbereitung des Berufungsvorschlags 

(1) 1Nach Vorliegen sämtlicher Gutachten beschließt die Berufungskommission über die Vorbereitung des Beru-
fungsvorschlags. 2Sie hat dabei auch die von den Bewerberinnen oder Bewerbern zum Nachweis der pädago-
gischen Eignung vorgelegten Unterlagen auszuwerten. 

 3Für das Abstimmungsverfahren gilt § 6 Absätze 2, 5 und 6. 4Die Berufungskommission legt den Vorschlag, 
ggf. mit Minderheitenvorschlägen dem Fachbereichsrat zur Entscheidung vor. 5Der Vorschlag der Beru-
fungskommission soll im Regelfall mindestens drei Namen enthalten (§ 26 Absatz 3 Satz 1 NHG). 

(2) 1Personen, die sich nicht beworben haben, können mit ihrem Einverständnis berücksichtigt werden; sie sollen 
von der Berufungskommission nur in Ausnahmefällen zur Berufung vorgeschlagen werden; die Ausnahme 
ist zu begründen.  

(3) 1Bewerberinnen oder Bewerber, die innerhalb der letzten drei Jahre einem Ruf auf eine Stelle der Be-
soldungsgruppe W3/C4 gefolgt sind, sollen in den Vorschlag nicht aufgenommen werden. 2Dasselbe gilt, 
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soweit mit einer Professorin oder einem Professor aus Anlass einer Verbesserung ihrer oder seiner Arbeits-
möglichkeiten vereinbart ist, dass sie oder er für eine bestimmte Zeit an einer Hochschule bleiben werde. 
3Die Vereinbarung der Kultusminister vom 10.11.1978 in der jeweils geltenden Fassung findet Anwendung 
(zuletzt vom 15.08.2002, Anlage 6). 

(4) 1Dem Vorschlag der Berufungskommission sind folgende Unterlagen beizufügen: 

- 2Sämtliche Bewerbungsunterlagen einschließlich Unterlagen über die pädagogische Eignung; 

- ein Abschlussbericht, der insbesondere enthält: 
• Zusammensetzung und Arbeit der Berufungskommission mit Angaben über die Stelle und ihre 

Denomination, 
• Auseinandersetzung mit den vergleichenden Gutachten oder – bei Vorliegen einer nach § 9 Absatz 1 

Satz 2 zu begründenden Ausnahme – mit den Einzelgutachten,  
• ggf. auch Auseinandersetzung mit etwaigen Minderheitenvorschlägen, 
• Anzahl der Bewerbungen nach Geschlecht, 
• Dokumentation des Auswahlverfahrens und der dabei angewandten Kriterien; 

- etwaige Minderheitenvorschläge; 

- ggf. eine Begründung der Ausnahme bei Platzierungen von Hausbewerbungen; 

- eine eingehende und vergleichende Würdigung der persönlichen Eignung und fachlichen Leistung beson-
ders in der Lehre; 

- sämtliche Gutachten; 

- die Begründung der Reihenfolge der Listenplätze; 

- sämtliche Protokolle der Berufungskommission; aus diesen Protokollen muss der Verlauf des 
Auswahlverfahrens nachvollzogen werden können und das Einholen sowie der Eingang von Gutachten 
vermerkt sein; sämtliche Beschlüsse einschließlich der Abstimmungsergebnisse im Einzelnen müssen do-
kumentiert sein; 

- die Unterlagen über die Beteiligung und etwaige Stellungnahmen der Frauen- und Gleichstellungs-
beauftragten sowie die Ausnahmebegründung nach § 4 Absatz 4 VO. 

 3Die genannten Unterlagen sind – ausgenommen die Gutachten, die Stellungnahme der Frauen- und 
Gleichstellungsbeauftragten sowie ggf. die Minderheitenvorschläge – durch die Berufungskommission zu be-
schließen bzw., wenn ein entsprechender Formulierungsauftrag erteilt wird, zu genehmigen; die Beschluss-
fassung bzw. die Genehmigung kann auch im Umlaufverfahren erfolgen. 4Die Frauen- und Gleichstellungs-
beauftragte ist an einem Umlaufverfahren zu beteiligen; die Ergebnisse werden ihr umgehend mitgeteilt. 
5Wird Widerspruch eingelegt, so ist in einer erneuten Sitzung der Berufungskommission zu beschließen. 

Abschnitt III :  Verfahren im Fachbereichsrat 

§ 11 Beteiligung der nicht dem Fachbereichsrat angehörenden Mitglieder der 
Hochschullehrergruppe 

(1) 1Die nicht dem Fachbereichsrat angehörenden Mitglieder der Hochschullehrergruppe des Fachbereichs kön-
nen über den Berufungsvorschlag mit abstimmen, wenn sie innerhalb der Bewerbungsfrist mitgeteilt haben, 
dass sie ihr Stimmrecht ausüben wollen. 2Dazu ist ihnen der Ausschreibungstext von der Dekanin oder dem 
Dekan rechtzeitig bekannt zu geben.  

(2) 1Die Dekanin oder der Dekan teilt spätestens drei Wochen vor der Sitzung des Fachbereichsrats, in der über 
einen Berufungsvorschlag entschieden werden soll, Zeit, Ort und Tagesordnung der entsprechenden Sitzung 
denjenigen Professorinnen und Professoren des Fachbereichs mit, die eine entsprechende  Mitteilung nach 
Absatz 1 abgegeben haben.  
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§ 12 Entscheidung über den Berufungsvorschlag 

(1) 1Auf der Grundlage des Vorschlages der Berufungskommission entscheidet der Fachbereichsrat in geheimer 
Abstimmung über den Berufungsvorschlag an das Ministerium. 2Die Stimmabgabe durch nichtanwesende 
Stimmberechtigte ist nicht statthaft. 

 3Bei dieser Entscheidung werden Stimmen von Mitgliedern der Hochschullehrergruppe des Fachbereichs 
gemäß § 11 VO bei der Bestimmung der Mehrheit berücksichtigt. 4Die entsprechenden Stimmzettel dürfen 
nicht unterschiedlich gekennzeichnet werden.  

(2) 1§ 6 Absätze 2, 5 und 6 dieser Ordnung findet auf das Abstimmungsverfahren im Fachbereichsrat entspre-
chende Anwendung. 

(3) 1Die Mitglieder des Fachbereichsrats und der Personenkreis nach § 11 VO sind während des gesamten 
Verfahrens im Fachbereich unter Beachtung der Vertraulichkeit und der Erfordernisse des Persönlichkeits-
schutzes berechtigt, sämtliche Unterlagen einzusehen.  

(4) 1Der Fachbereichsrat muss zu einer abweichenden Stellungnahme der Frauen- und Gleichstellungsbeauftrag-
ten und ggf. zu Minderheitenvorschlägen eine eigene Stellungnahme abgeben.  

(5) 1Die Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte ist mindestens eine Woche vor der Sitzung des Fachbereichsrats 
einzuladen. 

(6) 1Der Fachbereichsrat kann den Vorschlag unter Angabe von Gründen und ggf. mit einem speziellen 
Arbeitsauftrag einmal an die Berufungskommission zurückverweisen, die dann erneut einen Vorschlag er-
stellt. 2Der Fachbereichsrat setzt der Berufungskommission hierzu eine angemessene Frist. 

§ 13 Verfahren nach der Beschlussfassung 

(1) 1Der Fachbereichsrat benennt eine Berichterstatterin oder einen Berichterstatter, die oder der die Entschei-
dung des Fachbereichsrats im Senatsauschuss für Berufungen und Selbstverwaltung (ABS) bzw. im Senat 
vertritt. 2Wird keine Berichterstatterin oder kein Berichterstatter benannt, so gilt die oder der Vorsitzende der 
Berufungskommission als benannt. 

(2) 1Die Dekanin oder der Dekan stellt unter Beachtung der dieser Ordnung als Anlage 1 beigefügten In-
haltsübersicht die paginierte Berufungsakte zusammen und leitet sie mit einem Bericht über den Abschluss 
der Arbeit im Fachbereichsrat unverzüglich an das Präsidium weiter. 2Die Personalbogen der Vorgeschlage-
nen und die Einverständniserklärungen zur Einsicht in die Personalakte sowie ggf., falls vorhanden (Anforde-
rung unterbleibt), die Erklärung zu evtl. früherer Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst der ehemaligen 
DDR können nachgereicht werden.  

(3) 1Die vollständigen Unterlagen müssen dem Präsidium spätestens drei Wochen vor der jeweiligen Sitzung des 
ABS vorliegen. 

(4) 1Die Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte ist über die Entscheidungen und Beschlüsse des Fachbereichs-
rates umgehend zu informieren, soweit sie nicht anwesend war.  

 
Abschnitt IV :  Abschluss des Verfahrens; Sonstiges 

§ 14 Stellungnahme des ABS bzw. des Senats  

(1) 1Für den Senat nimmt nach § 18 GO der ABS nach Möglichkeit innerhalb von fünf Wochen ab Eingang beim 
Präsidium zu dem Berufungsvorschlag in geheimer Abstimmung Stellung. 2Wird der Berufungsvorschlag 
nicht von mindestens zwei Dritteln der Mitglieder des ABS befürwortet, nimmt der Senat zu dem Berufungs-
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vorschlag Stellung. 3Alle Mitglieder einer Statusgruppe sowie die Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte 
können jederzeit eine Stellungnahme des Senates verlangen. 

(2) 1§ 6 Absätze 2, 5 und 6 sowie § 12 Absatz 4 dieser Ordnung finden auf das Verfahren im ABS bzw. Senat 
entsprechende Anwendung.  

(3) 1Den Mitgliedern des ABS bzw. des Senats sind folgende Unterlagen mit der Einladung zur Sitzung zuzulei-
ten:  

- Bewerbungsunterlagen der Platzierten einschließlich Unterlagen zur pädagogischen Eignung;  

- Abschlussbericht;  

- Begründung der Reihenfolge;  

- Vergleichende Gutachten; 

- ggf. Minderheitenvorschläge;  

- Stellungnahmen der Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten; Beschlüsse und Stellungnahmen des 
Fachbereichsrats. 

(4) 1Ein Exemplar der Berufungsakte liegt beim Präsidium zur Einsichtnahme für die Mitglieder des ABS bzw. 
des Senats aus. 2Die Vertraulichkeit und die Erfordernisse des Persönlichkeitsschutzes sind zu beachten. 

(5) 1Der Berufungsvorschlag kann vom ABS bzw. vom Senat einmal zur erneuten Beschlussfassung an den 
Fachbereich unter Angabe von Gründen zurückverwiesen werden; in diesem Fall ist der Rückgabebeschluss 
(mit Begründung oder Stellungnahme) dem Berufungsvorschlag nach § 15 dieser Ordnung beizufügen. 2Ein 
Berufungsvorschlag ist mit einer Stellungnahme des ABS bzw. des Senates an den Fachbereich zurückzu-
verweisen, wenn die Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte der Universität Zweifel an der Beachtung von 
§ 3 Absatz 3 NHG geltend macht und begründet. 3Begründete Zweifel können auch mündlich vorgetragen 
werden. 4In seiner Stellungnahme hat sich der ABS bzw. der Senat mit den von der Frauen- und Gleichstel-
lungsbeauftragten vorgebrachten Argumenten auseinander zu setzen.  

§ 15 Abschließende Entscheidung des Präsidiums und Weiterleitung an das Ministerium  

(1) 1Dem Präsidium obliegt die abschließende Entscheidung über den Berufungsvorschlag. 

(2) 1Bestehen seitens des Präsidiums keine Bedenken gegen den Berufungsvorschlag, so leitet es den Beru-
fungsvorschlag an das Ministerium weiter. 2Mit dem Berufungsvorschlag ist eine vollständige Dokumenta-
tion des Berufungsverfahrens vorzulegen (Erlass des MWK vom 05.05.1995, Anlage 2). 3Die Dokumentation 
soll neben den zu § 26 Absatz 3 NHG erstellten Unterlagen mindestens enthalten: 

- Unterlagen, aus denen die pädagogische Eignung der Bewerberinnen und Bewerber hervorgeht, auf den 
Runderlass vom 19.11.1993 wird in diesem Zusammenhang hingewiesen (s. Anlage 4), 

- Angaben über die Zusammensetzung der Berufungskommission, insbesondere eine etwaige Stellung-
nahme der Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten sowie die Ausnahmebegründung nach § 26 Absatz 2 
Satz 3 NHG, 

- eine Dokumentation des Auswahlverfahrens; hierbei ist insbesondere darzustellen, ob es sich um eine 
Stelle in einem Bereich handelt, in dem Frauen unterrepräsentiert sind und ob in diesem Fall unter den 
Bewerberinnen und Bewerbern, die die in der Stellenausschreibung angegebenen Grundvoraussetzungen 
erfüllen, mindestens zur Hälfte Frauen in der Vorauswahl berücksichtigt und zu einem Vorstellungsge-
spräch eingeladen worden sind, 

- die Beschlüsse der Berufungskommission einschließlich der Abstimmungsergebnisse im Einzelnen; aus 
der Dokumentation soll hervorgehen, dass die Gutachten gemäß § 26 Absatz 3 Satz 2 NHG vor der Be-
schlussfassung über den Berufungsvorschlag vorgelegen haben, 

- den Beschluss des Fachbereichsrates nach § 15 Absatz 2 der Grundordnung einschließlich der Ab-
stimmungsergebnisse im Einzelnen und unter Einbeziehung des §  17 Absatz 2 der Grundordnung, 
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- etwaige Minderheitenvorschläge; 

- eine etwaige Begründung nach § 26 Absatz 3 Satz 5 NHG ( Hausberufung), 

- Angaben über die Notwendigkeit der Beteiligung der Schwerbehindertenvertretung nach § 95 SGB IX 
und ggf. deren Ergebnis, 

- den etwaigen Zurückverweisungsbeschluss nach § 18 Absatz 2 Satz 2 der Grundordnung (mit Begrün-
dung und Stellungnahme), 

- die Stellungnahme des ABS bzw. des Senats (§ 26 Absatz 2 NHG). 

 4In dem Bericht an das Ministerium sind die Ergebnisse der abschließenden Abstimmungen in den Gremien 
mitzuteilen. 5Eine Durchschrift des Berichts, mit dem der Berufungsvorschlag an das Ministerium weiterge-
leitet wird, erhält die Dekanin oder der Dekan sowie ggf. die Dekanin oder der Dekan eines anderen Fachbe-
reichs gemäß § 4 Absatz 3 VO. 

(3) 1Der Berufungsvorschlag kann vom Präsidium zurückverwiesen werden. 2Er ist zurückzuverweisen, wenn 
die Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte eine Verletzung des Gleichstellungsauftrages geltend macht. 

§ 16 Hochschulöffentliche Bekanntmachung des Berufungsvorschlages 

(1) 1Die Dekanin oder der Dekan macht den Berufungsvorschlag hochschulöffentlich bekannt. 2Die Bekanntma-
chung muss sich auf Namen und Reihung beschränken und darf keine Begründung sowie keine persönliche 
Wertung oder Beurteilung enthalten.  

(2) 1Sie oder er unterrichtet alle Bewerberinnen oder Bewerber über den Verfahrensstand, nachdem ihr oder ihm 
das Präsidium mitgeteilt hat, dass der Berufungsvorschlag dem Ministerium vorgelegt wurde. 2Den Bewerbe-
rinnen oder Bewerbern sind zu diesem Zeitpunkt alle von ihnen eingereichten Unterlagen (insbesondere 
Publikationen), die nicht Teil der Berufungsakte sind, zurückzusenden. 

§ 17 Unterrichtung der nicht berücksichtigten Vorgeschlagenen und der nicht platzierten 
Bewerberinnen oder Bewerber nach Ruferteilung und Rufannahme 

(1) 1Die platzierten, aber unterlegenen sowie die nicht platzierten Bewerberinnen oder Bewerber werden von der 
Dekanin oder dem Dekan innerhalb von 4 Wochen nach Ruferteilung unterrichtet. 

(2) 1Den platzierten, aber unterlegenen Bewerberinnen oder Bewerbern muss die Rufannahme durch die Dekanin 
oder den Dekan mitgeteilt werden, sobald der Fachbereich über die Rufannahme unterrichtet worden ist (Erl. 
d. MWK v. 06.09.1995 - Anlage 7). 2In diese Mitteilung ist aufzunehmen, dass beabsichtigt ist, die Ernen-
nung innerhalb einer bestimmten Frist vorzunehmen. 3Diese Frist soll in der Regel mindestens zwei Wochen 
betragen. 

§ 18 Salvatorische Klausel 

1Die Nichtbeachtung formaler Vorschriften nach dieser Ordnung kann lediglich dann geltend gemacht werden, wenn 
sie Einfluss auf einen oder mehrere Beschlüsse genommen hat; § 14 Absatz 5 Satz 5 VO bleibt unberührt. 

§ 19 Antrittsvorlesung 

1Jede neu berufene Professorin oder jeder neu berufene Professor der Universität Osnabrück ist verpflichtet, inner-
halb eines Jahres nach der Ernennung bzw. Anstellung eine öffentliche Antrittsvorlesung zu halten, zu der der Fach-
bereich einlädt. 
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§ 20 Schlussbestimmungen 

1Diese Verfahrensordnung wird nach ihrer Verabschiedung durch den Senat im Amtlichen Mitteilungsblatt der Uni-
versität Osnabrück veröffentlicht und tritt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 2Gleichzeitig treten alle 
entgegenstehenden Verfügungen und Regelungen, insbesondere die bisherige Verfahrensordnung außer Kraft. 
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3. 

4. 

5. 

Anlage 1 

Übersicht über den Inhalt der Berufungsakte 

1. Inhaltsübersicht. 

2. Ausschreibungstext der Stelle; Zeitpunkt der Ausschreibung und Presseorgan; Erlass des Nds. Ministeriums für 
Wissenschaft und Kultur über die Genehmigung des Ausschreibungstextes. 

Abschlussbericht über die Arbeit der Berufungskommission, eine Begründung für die gewählte Reihenfolge und 
eine eingehende und vergleichende Würdigung der fachlichen, pädagogischen und persönlichen Eignung der 
Platzierten 

Vergleichende Gutachten 

Liste der Bewerberinnen oder Bewerber 
a) Vorgeschlagene in der Reihenfolge ihrer Platzierung mit Namen, Vornamen, Titel, derzeitiger Hochschule 

oder sonstigem Arbeitgeber sowie dienstlicher und privater Anschrift, 
b) Bewerberinnen oder Bewerber, die in der Vorauswahl berücksichtigt und zum Anhörungsverfahren eingela-

den wurden, 
c) sämtliche andere Bewerberinnen oder Bewerber, 
d) zurückgezogene Bewerbungen, 
e) Anzahl der Bewerbungen nach Geschlecht. 

6. Beschluss des Fachbereichsrates über die Bildung der Berufungskommission, ggf. Stellungnahme zu etwaigen 
Minderheitenvorschlägen sowie zur Stellungnahme der Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten und ggf. der 
Schwerbehindertenvertretung. 

7. Ergebnis der Wahl der Mitglieder der Berufungskommission; ggf. Unterlagen zu § 4 Absatz 4 Satz 3 der Verfah-
rensordnung. 

8. Sämtliche Protokolle der Berufungskommission, Dokumentation des Auswahlverfahrens. 

9. Unterlagen über die Beteiligung der nicht dem Fachbereichsrat angehörenden Professorinnen oder Professoren 
gemäß § 11 der Verfahrensordnung. 

10. Beschluss des Fachbereichsrates über den Berufungsvorschlag. 

11. Ggf. Stellungnahme des anderen Fachbereichs i. S. d. § 4 Absatz 3 der Verfahrensordnung. 

12. Ggf. Minderheitenvorschläge. 

13. Unterlagen über die Beteiligung und etwaige Stellungnahmen der Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten und 
ggf. der Schwerbehindertenvertretung. 

14. Gesamtunterlagen der Vorgeschlagenen in der Reihenfolge ihrer Platzierung: 
a) Bewerbungsschreiben, 
b) Personalbogen, ggf., falls vorhanden, Erklärung zu evtl. früherer Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst der 

ehemaligen DDR, 
c) Veröffentlichungsliste (sofern nicht auf Personalbogen angegeben), Lehrveranstaltungsliste, Unterlagen über 

die pädagogische Eignung, 
d) tabellarischer Lebenslauf, 
e) Zeugnisse, 
f) Einzelgutachten (bei Vorliegen einer nach § 9 Absatz 2 Satz 2 der Verfahrensordnung zu begründenden Aus-

nahme), 
g) Einverständniserklärung zur Einsicht in die Personalakte. 

15. Gesamtunterlagen der in der Vorauswahl berücksichtigten Bewerberinnen oder Bewerber in alphabetischer 
Reihenfolge. 

16. Gesamtunterlagen aller anderen Bewerberinnen oder Bewerber in alphabetischer Reihenfolge. 

17. Zurückgezogene Bewerbungen mit Durchschrift des Absageschreibens. 
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Anlage 2 
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Anlage 3 
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Anlage 4 
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Anlage 5 
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Anlage 6 
 

Vereinbarung über die Besetzung von Professorinnen- oder Professorenstellen an den 
Hochschulen 

(Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 10.11.1978 i. d. F. vom 15.08.2002) 

 
 

Abschnitt I 

Ausschreibungen und Berufungsvorschläge 

Nr. 1 

(1) Professuren werden in der Regel international ausgeschrieben. 

(2) In der Ausschreibung sind Art und Umfang der zu erfüllenden Aufgaben, der Zeitpunkt der Besetzung sowie 
die Bewerbungsfrist anzugeben. Auf etwaige landesrechtliche Bestimmungen über das Höchstalter der Be-
werberinnen oder Bewerber soll hingewiesen werden. 

 

Nr. 2 

(1) Die Hochschule stellt innerhalb einer in den landesrechtlichen Bestimmungen festgelegten Frist einen Beru-
fungsvorschlag auf. Bei der Aufstellung des Berufungsvorschlages soll der Nachwuchs hinreichend berück-
sichtigt werden. Die Vorschlagsliste soll mindestens drei Namen enthalten. Bewerberinnen oder Bewerber, 
gegen deren Berufung Einwendungen erhoben werden können (vgl. Nr. 3), sollen von der Hochschule nicht 
auf die Vorschlagsliste gesetzt werden. 

(2) Der Kultus-(Wissenschafts-)ministerin oder dem Kultus-(Wissenschafts-)minister sind auf Anforderung 
sämtliche eingegangenen Bewerbungen vorzulegen. 

(3) Die Kultus-(Wissenschafts-)ministerin oder der Kultus-(Wissenschafts-)minister ist bei der Erteilung des 
Rufes an die in der Vorschlagsliste angegebene Reihenfolge nicht gebunden. *

(4) Die Kultus-(Wissenschafts-)ministerin oder der Kultus-(Wissenschafts-)minister kann nach Maßgabe des 
Landesrechts nach Anhörung der Hochschule eine in der Vorschlagsliste nicht genannte Person berufen. 

 

 

* Protokollnotiz: 
  Hamburg verweist auf die entgegenstehende Rechtslage in diesem Land 
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Abschnitt II 

Besetzung von Professorinnen- oder Professorenstellen der Besoldungsgruppen C 4 und W 3 

Nr. 3 

(1) Soll eine Professorin oder ein Professor der Besoldungsgruppen C 4 oder W 3 auf eine Professorinnen- oder 
Professorenstelle berufen werden, ist bei der oder dem zuständigen Kultus-(Wissenschafts-)ministerin oder 
Kultus-(Wissenschafts-)minister anzufragen, ob Einwendungen gegen die Erteilung des Rufes erhoben wer-
den. Die Anfrage kann sich auf die am gegenwärtigen Hochschulort zur Verfügung stehenden Räume, Perso-
nal und Sachmittel erstrecken. 

(2) Von der Berufung ist abzusehen, wenn Einwendungen damit begründet werden, dass die Professorin oder der 
Professor innerhalb der letzten drei Jahre in ein Amt der Besoldungsgruppen C 4 oder W 3 ernannt oder ihre 
oder seine Besoldung aus Anlass ihrer oder seines Verbleibens erhöht worden ist. Von der Berufung ist fer-
ner abzusehen, soweit mit einer Professorin oder einem Professor aus Anlass einer Verbesserung ihrer oder 
seiner Arbeitsmöglichkeiten vereinbart ist, dass sie oder er für eine bestimmte Zeit an der Hochschule bleiben 
werde. 

(3) Die Frist beginnt in den Fällen des Absatz 2 Satz 1 mit dem Tage des Dienstantritts oder mit dem Tage des 
Wirksamwerdens der Rufabwendung; in den Fällen des Absatz 2 Satz 2 richtet sie sich nach der Vereinba-
rung. Der Ruf darf frühestens 6 Monate vor Ablauf der Frist erteilt werden. 

(4) Innerhalb der Sperrfrist soll die Zustimmung zur Ruferteilung nur dann bei der oder dem zuständigen Kultus-
(Wissenschafts-)ministerin oder Kultus-(Wissenschafts-)minister erbeten werden, wenn besonders schwer-
wiegende Gründe die Berufung einer oder eines bestimmten Professorin oder Professors so dringend erschei-
nen lassen, dass es auch mit Rücksicht auf die Belange der abgebenden Hochschule nicht vertretbar ist, die 
Frist einzuhalten. 

(5) Hat die oder der zuständige Kultus-(Wissenschafts-)ministerin oder Kultus-(Wissenschafts-)minister auf die 
Einhaltung der Sperrfrist verzichtet, so ist die Professorin oder der Professor ohne Bleibeverhandlungen frei-
zugeben. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 finden keine Anwendung auf Professorinnen und Professoren im Beamtenverhältnis auf 
Zeit.  

 

Nr. 4 

Ist ein Ruf auf eine Professorinnen- oder Professorenstelle der Besoldungsgruppen C 4 oder W 3 erteilt und noch 
nicht abgelehnt, darf ein weiterer Ruf auf eine Professorinnen- oder Professorenstelle nur im Einvernehmen mit der 
Kultus-(Wissenschafts-)ministerin oder dem Kultus-(Wissenschafts-)minister ergehen, die oder/der den ersten Ruf 
erteilt hat. 

 

Nr. 5 

(1) Die berufende Ministerin oder der berufende Minister darf ihr oder sein Angebot nicht erhöhen, sobald die 
oder der derzeit zuständige Ministerin oder Minister ein Rufabwendungsangebot gemacht hat. 
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(2) Sind mehrere Rufe erteilt worden, so fordern die beteiligten Kultus-(Wissenschafts-)ministerinnen oder Kul-
tus-(Wissenschafts-)minister nach gegenseitiger Abstimmung die Berufene oder den Berufenen auf, sich zu 
entscheiden, mit welcher Kultus-(Wissenschafts-)ministerin oder welchem Kultus-(Wissenschafts-)minister 
sie oder er zunächst verhandeln will. Die anderen beteiligten Kultus-(Wissenschafts-) ministerinnen oder 
Kultus-(Wissenschafts-)minister sehen von Berufungsverhandlungen so lange ab, bis die oder der Berufene 
gegenüber der oder dem mit ihr oder ihm verhandelnden Kultus-(Wissenschafts-) ministerin oder Kultus-
(Wissenschafts-)minister den Ruf endgültig abgelehnt hat. Die Kultus-(Wissenschafts-)ministerinnen oder 
Kultus-(Wissenschafts-)minister, mit denen die oder der Berufene zunächst nicht verhandelt, können den Ruf 
zurückziehen. 

 

Nr. 6 

Die berufende Kultus-(Wissenschafts-)ministerin oder der berufende Kultus-(Wissenschafts-)minister hat die ande-
ren Kultus-(Wissenschafts-)ministerinnen oder Kultus-(Wissenschafts-)minister unverzüglich über jeden erteilten 
Ruf und den Ausgang der Berufungsverhandlungen zu unterrichten. 

 

Nr. 7 

Abschnitt II gilt auch für Professorinnen und Professoren im Angestelltenverhältnis mit einer den Besoldungsgrup-
pen C 4 und W 3 vergleichbaren Vergütung. 

 

Abschnitt III 

Vereinbarungen und Zusagen 

Nr. 8 

(1) Die Ausstattung des Fachgebietes einer Professorin oder eines Professors wird befristet gewährt. 

(2) Die Frist beträgt in der Regel fünf Jahre. 

 

Abschnitt IV 

Inkrafttreten 

Nr. 9 

Die Vereinbarung über das Verfahren bei der Besetzung von Lehrstühlen (Beschluss der KMK vom 28.11.1968), 
der Mustererlass über das Verfahren bei der Besetzung von Lehrstühlen nach dem Beschluss der KMK vom 
28.11.1968 (Beschluss d. KMK v. 03.07.1969) und die Vereinbarung über das Verfahren bei der Berufung von 
Professorinnen und Professoren an staatliche Kunsthochschulen (Beschluss der KMK vom 05.03.1971) werden 
aufgehoben. Solange die H-Besoldung weitergilt, ist diese Vereinbarung entsprechend anzuwenden. 
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Anlage 7 
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§ 1 Geltungsbereich und Rechtsgrundlagen (vgl. § 1 VO) 

(1) 1Diese Ordnung regelt das Verfahren zur Besetzung von Juniorprofessuren. 

(2) 1Grundlage dieser Ordnung sind die einschlägigen Bestimmungen des Nds. Hochschulgesetzes, insbesondere 
die §§ 3 Absatz 3, 16, 25, 26, 28, 30, 42 Absätze 2 und 4 NHG. 2Ferner finden die Vorschriften der Grund-
ordnung und der Allgemeinen Geschäftsordnung der Universität Osnabrück Anwendung. 3Außerdem sind die 
Bestimmungen des Schwerbehindertenrechts sowie die rechtlichen Regelungen zur Frauenförderung zu be-
achten. 

(3) 1Unterlagen zum Besetzungsverfahren sind vertraulich zu behandeln. Die Erfordernisse des Persönlichkeits-
schutzes und die datenschutzrechtlichen Bestimmungen sind einzuhalten. 

§ 2 Entsprechende Anwendung der Verfahrensordnung zur Besetzung von Professuren 
(vgl. § 2 VO) 

1Soweit sich aus den folgenden Bestimmungen nichts Entgegenstehendes ergibt, gelten für die Besetzung von Ju-
niorprofessuren die §§ 2, 5, 7, 10 bis 14 und 16 bis 19 der Verfahrensordnung zur Besetzung von Professuren in den 
Fachbereichen der Universität Osnabrück (VO) in der jeweils geltenden Fassung nebst Anlagen entsprechend. 2An 
die Stelle des Ministeriums tritt das Präsidium.  

§ 3 Ausschreibung (vgl. § 3 VO) 

(1) 1Die Juniorprofessur wird vom Präsidium entsprechend dem vom Fachbereichsrat beschlossenen und vom 
Präsidium genehmigten Ausschreibungstext öffentlich ausgeschrieben. 2Um die Internationalität der Univer-
sität Osnabrück zu stärken, soll die Stellenausschreibung auch international erfolgen.  

(2) 1Die Ausschreibungstext enthält insbesondere folgende Angaben: 
- vorgesehener Zeitpunkt der Stellenbesetzung, 
- den Aufgabenbereich einschließlich der Schwerpunktsetzung, 
- ggf. die Zuordnung zu einer wissenschaftlichen Einrichtung, 
- die Zuordnung zu und die Mitwirkung an Studiengängen, 
- die Einstellungsvoraussetzungen nach § 30 NHG,  
- Erforderliche Hinweise: 

• “Auf die Möglichkeit einer Teilzeitbeschäftigung wird hingewiesen“. 
• “Die Universität strebt eine Erhöhung des Anteils von Frauen am wissenschaftlichen Personal an. 

Frauen werden deshalb nachdrücklich um ihre Bewerbung gebeten. Sie sollen bei gleichwertiger 
Qualifikation bevorzugt berücksichtigt werden." 

• “Schwerbehinderte werden bei gleicher Qualifikation bevorzugt”. 

- die Bewerbungsfrist (mindestens ein Monat und in der Regel nicht mehr als zwei Monate), 

- als Anschrift, an die die Bewerbungen gerichtet werden müssen: "Dekanin / Dekan des Fachbereichs ...". 

§ 4 Bildung und Zusammensetzung der Auswahlkommission (vgl. § 4 VO) 

(1) 1Der Fachbereichsrat bildet zeitgleich mit der Ausschreibung nach Stellungnahme des Präsidiums eine 
Auswahlkommission, die den Auswahlvorschlag vorbereitet. 2Die Amtszeit der Kommission und ihrer Mit-
glieder endet mit der Annahme des Angebotes, mit der Ausschöpfung der von der Auswahlkommission erar-
beiteten Liste oder mit der Beendigung des Auswahlverfahrens aus anderen Gründen.  
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(2) 1Die Auswahlkommission besteht aus vier Mitgliedern der Hochschullehrergruppe und je einem Mitglied der 
Mitarbeiter-, Studierenden- und MTV-Gruppe, die gruppenspezifisch von den jeweiligen Mitgliedern des 
Fachbereichsrates gewählt werden.  

(3) 1Die Bildung der Kommission erfolgt unter Berücksichtigung folgender Regeln: 
- 2Das Vorhandensein von Fachkompetenz ist zu gewährleisten; mindestens drei der vier stimmberechtig-

ten Mitglieder aus der Hochschullehrergruppe sollen einschlägig tätig sein. 

- 3Soweit andere Fachbereiche oder wissenschaftliche Einrichtungen von der Besetzung der Juniorprofes-
sur betroffen sind - insbesondere weil das Fachgebiet dort vertreten ist -, sind diese bei der Zusammenset-
zung der Auswahlkommission zu berücksichtigen.  

- 4Als stimmberechtigte Mitglieder der Hochschullehrergruppe sind auch Auswärtige, d. h. Fachvertreterin-
nen oder Fachvertreter anderer Universitäten oder Forschungseinrichtungen, zu berücksichtigen; von die-
ser Bestimmung können mit Zustimmung des Präsidiums Ausnahmen zugelassen werden.  

- 5Eine Vertreterin oder ein Vertreter eines Nachbarfaches oder eines fremden Faches aus der Hochschule 
sollen bei der Zusammensetzung der Auswahlkommission berücksichtigt werden. 

- 6Das Präsidium kann ein Mitglied der Auswahlkommission bestellen, das mit beratender Stimme mitwirkt 
und das über das Besetzungsverfahren im Senatsausschuss für Berufungen und Selbstverwaltung und ggf. 
im Senat berichtet. 

- 7Bei Stiftungsprofessuren kann in die Auswahlkommission ein von der jeweiligen Stifterin oder dem 
jeweiligen Stifter benanntes Mitglied mit beratender Stimme aufgenommen werden.  

- 8Nichtmitglieder der Universität können bei gleichwertiger Qualifikation Mitglieder der Auswahlkommis-
sion sein. 9Das sind Angehörige der Universität, Mitglieder und Angehörige anderer Hochschulen sowie 
Personen, die weder Mitglieder noch Angehörige einer Hochschule sind. 

- 10Die derzeitige Stelleninhaberin oder der derzeitige Stelleninhaber darf der Kommission nicht angehö-
ren. 

(4) 1Der Auswahlkommission sollen zwei stimmberechtigte Frauen angehören. 2Der Auswahlkommission soll 
eine Frau der Hochschullehrergruppe angehören. 3Auf frühzeitigen schriftlichen Antrag des Fachbereichs 
kann das Präsidium von Satz 1 oder Satz 2 im Benehmen mit der Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten 
eine Ausnahme zulassen. 

(5) 1Die endgültige Zusammensetzung der Auswahlkommission soll vor Ablauf der Bewerbungsfrist und muss 
vor der konstituierenden Sitzung der Auswahlkommission erfolgt sein.  

§ 5  Vorsitz; Ausschlussgründe; Beschlussfassung (vgl. § 6 VO) 

(1) 1Die Auswahlkommission wählt aus ihrer Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und ihre oder 
seine Stellvertretung. Sie kann Nichtmitgliedern das Rederecht einräumen.  

(2) 1An einer Beratung oder Entscheidung der Kommission darf ein Kommissionsmitglied nicht mitwirken, 
wenn die Beratung oder Entscheidung dem Mitglied selbst, seiner Ehegattin oder seinem Ehegatten, Ver-
wandten bis zum dritten Grad, Verschwägerten bis zum zweiten Grad oder von ihr oder ihm kraft Gesetzes 
oder kraft Vollmacht vertretenen Personen einen besonderen Vorteil oder Nachteil bringen kann. 

(3) 1Die Mitglieder der Auswahlkommission, die als Betreuerinnen oder Betreuer bei der Promotion oder 
Habilitation einer Bewerberin oder eines Bewerbers, die oder der in die engere Auswahl gemäß § 9 Absatz 1 
der VO gekommen ist, beteiligt gewesen sind, müssen aus der Auswahlkommission ausscheiden; sie werden 
durch Vertreterinnen oder Vertreter ersetzt.  

(4) 1Über Auswahlvorschläge ist geheim abzustimmen. 2Die Vertraulichkeit und die Erfordernisse des 
Persönlichkeitsschutzes sind zu beachten. 3Die Stimmabgabe durch nichtanwesende Mitglieder der Auswahl-
kommission ist nicht statthaft. 4Als anwesend gilt auch ein Mitglied, welches durch technische Verfahren, 
insbesondere Telefon- oder Videokonferenz, in die Lage versetzt ist, an den Beratungen der Berufungskom-
mission zeitgleich teilzunehmen. 5Dieses Mitglied kann an der geheimen Abstimmung teilnehmen, indem ein 
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zuvor von ihr oder ihm gegenüber der oder dem Vorsitzenden der Berufungskommission schriftlich bevoll-
mächtigtes Mitglied der Universität die Stimme für das abwesende Mitglied abgibt. 

(5) 1Die Auswahlkommission trifft ihre Entscheidungen mit der Mehrheit ihrer Mitglieder sowie der Mehrheit 
der Mitglieder der Hochschullehrergruppe; die Mitglieder der MTV-Gruppe sind nicht stimmberechtigt. 
2Kommt danach ein Beschluss auch im dritten Abstimmungsgang nicht zustande, so entscheidet der Fachbe-
reichsrat über das weitere Verfahren. 

(6) 1Jedes Mitglied ist berechtigt, einen Minderheitenvorschlag vorzulegen. 2Für die Einreichung eines 
Minderheitenvorschlags gelten die Bestimmungen der Allgemeinen Geschäftsordnung über Minderheiten-
voten. 3Ein Minderheitenvorschlag soll nur Kandidatinnen oder Kandidaten enthalten, die angehört worden 
sind, kann aber in Ausnahmefällen auch Personen, die sich nicht beworben haben oder Bewerberinnen oder 
Bewerber, die nicht angehört worden sind, enthalten. 4Er ist der Auswahlakte beizulegen.  

§ 6  Vorauswahl (vgl. § 8 VO) 

(1) 1Die Auswahlkommission beschließt über die Vorauswahl unter den Bewerberinnen oder Bewerbern und 
erbittet von ihnen Unterlagen zum Nachweis der pädagogischen Eignung gemäß Runderlass des MWK vom 
19.11.1993 (Anlage 4.). 2Ggf. wird die Schwerbehindertenvertretung gemäß Runderlass des MWK vom 
07.10.1992 beteiligt (Anlage 5).  

(2) 1Bei der Vorauswahl können Hausbewerberinnen oder -bewerber berücksichtigt werden, wenn sie nach der 
Promotion mindestens zwei Jahre außerhalb der Universität Osnabrück wissenschaftlich tätig waren. 

(3) 1Auf Wunsch der Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten sind alle Bewerberinnen, die die Grundvor-
aussetzungen erfüllen, einzuladen. 2Im Übrigen ist der Runderlass des MWK vom 05.05.1995 (s. Anlage 2) 
zu beachten. 

(4) 1Die in der Vorauswahl berücksichtigten Bewerberinnen oder Bewerber werden von der Auswahlkommis-
sion zu einer persönlichen Vorstellung eingeladen. 2Die Zahl der Eingeladenen soll in der Regel nicht über 
sechs liegen. 3Die Eingeladenen sollen einen Vortrag und eine Probelehrveranstaltung halten und eine wis-
senschaftliche Aussprache führen. 3Bei der Bewertung der Probelehrveranstaltungen wird der Meinung der 
Studierenden besondere Beachtung geschenkt. 4Die Auswahlkommission sorgt dafür, dass die Öffentlichkeit, 
insbesondere die studentische, an den Vorträgen, Probelehrveranstaltungen und Aussprachen teilnehmen 
kann. 

(5) 1Die Erstattung von Reisekosten sowie die Gewährung von Übernachtungszuschüssen erfolgt nach den reise-
kostenrechtlichen Bestimmungen; diese Bestimmungen werden den Bewerberinnen oder den Bewerbern mit 
der Einladung zur persönlichen Vorstellung mitgeteilt. 

§ 7  Begutachtung (vgl. § 9 VO) 

(1) 1Über die Leistungen in Wissenschaft oder Kunst einschließlich der Lehre sind in bezug auf alle Bewerberin-
nen oder Bewerber, die nach der persönlichen Vorstellung in die engere Wahl genommen wurden, mindes-
tens zwei Gutachten auswärtiger Professorinnen oder Professoren oder anderer sachverständiger Personen 
einzuholen. 2Die Gutachten nehmen in der Regel vergleichend Stellung; Ausnahmen von der Regel sind 
schriftlich zu begründen. 3Von der Möglichkeit, mehr als zwei auswärtige Gutachten einzuholen, ist in ge-
eigneten Fällen Gebrauch zu machen. 4Es muss sich in allen Fällen um Gutachten von auswärtigen Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftlern handeln, die nicht als Prüferinnen oder Prüfer oder als betreuende Per-
sonen in Qualifikationsprozessen der Bewerberin oder des Bewerbers tätig waren. 

(2) 1Die Auswahl der Gutachterinnen oder Gutachter obliegt der Auswahlkommission; ein Vorschlagsrecht der 
Bewerberinnen oder Bewerber existiert nicht. 2Bei der Auswahl der Gutachterinnen oder Gutachter sind die 
Grundsätze des wissenschaftlichen Pluralismus zu berücksichtigen. 3Die Willensbildung über die Auswahl 
der Gutachterinnen oder Gutachter ist zu protokollieren. 
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(3) 1Den Gutachterinnen oder Gutachtern sind die Einstellungsvoraussetzungen mitzuteilen. 2Sie sind zu bitten, 
sich auch dazu zu äußern, ob nach ihrer Ansicht die Bewerberin oder der Bewerber diese Einstellungsvoraus-
setzungen erfüllt. 3Die Gutachterinnen oder Gutachter sind zu bitten, sich auch über etwaige Arbeitsbezie-
hungen zu den zu Begutachtenden zu äußern. 4Für die Begutachtung der pädagogischen Eignung ist der 
Runderlass des MWK vom 19.11.1993 (s. Anlage 4 ) zu beachten. 5Den Gutachterinnen oder Gutachtern sind 
Unterlagen zur Verfügung zu stellen, aus denen die Aufgabenstellung der zu besetzenden Stelle in Forschung 
und Lehre sowie ihre strukturelle Einbettung in die relevanten fachlichen Zusammenhänge hervorgehen. 
6Darüber hinaus ist ihnen die Entwicklungsplanung zur Verfügung zu stellen. 7Ferner erhalten sie den Erlass 
sowie eingereichte Unterlagen zum Nachweis der pädagogischen Eignung. 8Die Auswahlkommission räumt 
den Gutachterinnen oder Gutachtern zur Erstattung der Gutachten eine Frist von maximal drei Monaten ein. 

(4) 1Für den Fall der Auswahl einer Hausbewerberin oder eines Hausbewerbers (§ 6 Absatz 2) müssen die von 
der Auswahlkommission eingeholten Gutachten die Bewerberin oder den Bewerber für uneingeschränkt lis-
tenfähig halten. 

§ 8 Bestellung (vgl. § 15 VO) 

(1) 1Dem Präsidium obliegt die abschließende Entscheidung über den Bestellungsvorschlag. 

(2) 1Der Bestellungsvorschlag kann vom Präsidium zurückverwiesen werden. 2Er ist zurückzuverweisen, wenn 
die Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte eine Verletzung des Gleichstellungsauftrages geltend macht. 

(3) 1Die Juniorprofessorinnen oder Juniorprofessoren werden vom Präsidium bestellt. 

§ 9  Schlussbestimmungen (vgl. § 20 VO) 

1Diese Verfahrensordnung wird nach ihrer Beschlussfassung durch den Senat im Amtlichen Mitteilungsblatt der 
Universität Osnabrück veröffentlicht und tritt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 2Gleichzeitig treten 
alle entgegenstehenden Verfügungen und Regelungen, insbesondere das Rundschreiben des Präsidenten zum „Ver-
fahren zur Besetzung von Juniorprofessuren in den Fachbereichen der Universität Osnabrück“ vom 24.04.2002 in 
der mit Beschluss des Senates vom 26.02.2003 geänderten Fassung, außer Kraft. 
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